
 

Satzung über die Benutzung der öffentlichen Grünanlagen der Hansestadt Stendal 

(Grünanlagensatzung) 

 

Präambel 

Auf der Grundlage der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des 

Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz - KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. 

LSA S. 288) hat der Stadtrat der Hansestadt Stendal in seiner Sitzung am 03.04.2017 die 

folgende Satzung beschlossen. 

 

 

§ 1 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(1) Diese Satzung gilt für die Benutzung der öffentlichen Grünanlagen im Gebiet der 

Hansestadt Stendal.  

 

(2) Öffentliche Grünanlagen im Sinne dieser Satzung sind frei zugängliche gestaltete 

Freiflächen, die sich im Eigentum der Hansestadt Stendal befinden und sich 

vorrangig aus Vegetations- und Wegeflächen zusammensetzen. Sie dienen der 

Bevölkerung zur Erholung und Freizeitgestaltung und/oder erfüllen 

stadtgestalterische, ökologische, stadt-hygienische sowie kulturelle Aufgaben. Zu den 

Grünanlagen gehören auch die im Eigentum der Stadt befindlichen allgemein 

zugänglichen Spielplätze und Freizeitsportanlagen. 

 

(3) Keine Grünanlagen im Sinne dieser Satzung sind die von der Hansestadt Stendal 

unterhaltenen Böschungen, Bankette, Anpflanzungen, Wegeflächen, Sicherheits-

streifen und ähnliche Anlagen, die Straßenzubehör gemäß § 2 Abs. 2 Ziffern 1 und 3 

des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt sind. 

 

(4) Spezielle ortsrechtliche Regelungen für geschützte Landschaftsbereiche und Bäume 

bleiben von dieser Satzung unberührt. Gleichfalls unberührt bleiben die Satzungen 

für die kommunalen Friedhöfe sowie die ordnungsrechtlichen Gefahrenabwehr-

verordnungen und Satzungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung. 

 

 

§ 2 

Verkehrssicherungspflicht 

 

(1) Die Benutzung der Grünanlagen und ihrer Einrichtungen geschieht auf eigene 

Gefahr.  

 

(2) Eine Verpflichtung der Hansestadt Stendal zur Beleuchtung und zur Beseitigung von 

Schnee- und Eisglätte besteht nicht. 

 



 

(3) Die Hansestadt Stendal haftet nicht für Schäden, die durch zweckentfremdete 

Nutzung der Grünanlagen, durch dritte Personen, Tiere, höhere Gewalt oder 

Witterungseinflüsse entstehen. 

 

 

§ 3 

Nutzung der Grünanlagen 

 

(1) Jedermann hat das Recht, die öffentlichen Grünanlagen so zu benutzen, wie es sich 

aus der Natur der einzelnen Anlagen und ihrer Zweckbestimmung ergibt. Die 

Nutzung hat unter Berücksichtigung der Regelungen der Satzung über die öffentliche 

Ordnung schonend zu erfolgen. Andere Grünanlagenbesucher dürfen nicht gefährdet 

oder unzumutbar gestört werden. 

 

(2) Für Spielplätze und Freizeitsportanlagen werden folgende zusätzliche Benutzungs-

vorschriften erlassen: 

a) Die Nutzung von Spielplätzen ist in der Zeit von 20.00 bis 8.00 Uhr, die Nutzung 

von Freizeitsportanlagen von 21.00 bis 8.00 Uhr, nicht erlaubt. 

b) Das Mitbringen und Konsumieren von alkoholischen Getränken oder sonstigen 

berauschenden Mitteln auf Spielplätzen und Freizeitsportanlagen ist verboten. 

c) Die Mitnahme und der Gebrauch von Glasbehältnissen auf Spielplätzen und 

Freizeitsportanlagen sind mit Ausnahme von Glasbehältnissen für Babynahrung 

verboten. 

d) Auf allen Spielplätzen und Freizeitsportanlagen sind das Rauchen sowie das 

Wegwerfen von Tabakwaren oder Teilen davon (z.B. Zigarettenkippen) verboten. 

 

 

§ 4 

Sondernutzungen 

 

(1) Die Hansestadt Stendal kann im Einzelfall eine Benutzung der öffentlichen 

Grünflächen, die über die satzungsgemäße Zweckbestimmung des § 3 Abs. 1 

hinausgeht (Sondernutzung), genehmigen.  

 

(2) Genehmigungspflichtige Sondernutzungen nach § 4 Abs. 1 sind insbesondere: 

a) Aufstellen und Anbringen, Ein- und Ausbau jeglicher Anlagen (z.B. 

Werbeanlagen), Gegenstände und Einrichtungen auf und über Grünanlagen, 

b) Abstellen von Fahrzeugen jeder Art einschließlich Anhängern, 

c) Aufgrabungen jeder Art,  

d) Ablagerung von Baustoffen, Material, Bodenaushub, Schutt und dergleichen, 

e) Durchführung von Veranstaltungen jeder Art, 

f) Gastronomie, Handel und Schaustellergewerbe, 

g) Abbrennen von Feuerwerken. 

 

(3) Anträge auf Genehmigung einer Sondernutzung sind grundsätzlich schriftlich und 

mindestens zwei Wochen vor Beginn der geplanten Nutzung bei der Hansestadt 

Stendal zu beantragen. Ausnahmen hiervon können in Einzelfällen zugelassen 

werden. Je nach Art des Vorhabens sind Zeichnungen und textliche Beschreibungen 

zur Erläuterung beizufügen.  



 

(4) Durch eine aufgrund dieser Satzung erteilte Genehmigung wird die Erlaubnis- und 

Genehmigungspflicht nach sonstigen Vorschriften nicht berührt.  

 

(5) Die Erteilung einer Genehmigung steht im pflichtgemäßen Ermessen der Hansestadt 

Stendal. Die Genehmigung wird auf Zeit und/oder auf Widerruf schriftlich erteilt und 

kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden. 

 

 

§ 5 

Genehmigungsversagung 

 

(1) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Sondernutzung gegen andere 

Rechtsvorschriften verstößt.  

 

(2) Die Genehmigung ist grundsätzlich zu versagen wenn, 

a) Dauerschäden an Vegetationsflächen, Bäumen, baulichen Anlagen, Spiel- und 

Sportflächen, Brunnen oder weiteren Ausstattungen zu erwarten sind, 

b) die Sondernutzung in denkmalgeschützten Parkanlagen die denkmalpflegerische 

Zielstellung gefährdet, 

c) durch die Sondernutzung andere Nutzer entgegen der Zweckbestimmung nach § 

3 Abs. 1 erheblich beeinträchtigt werden können. 

 

(3) Die Genehmigung kann versagt werden, wenn die Interessen des Gemeingebrauchs 

Vorrang gegenüber der Sondernutzung haben. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 

a) der mit der Sondernutzung verfolgte Zweck ebenso durch Inanspruchnahme 

privater Grundstücke erreicht werden oder 

b) die Sondernutzung an anderer Stelle bei geringerer Beeinträchtigung des 

Gemeingebrauchs erfolgen kann. 

 

(4) Die Genehmigung kann auch versagt werden, wenn der Antragsteller für 

zurückliegenden Sondernutzungen fällige Verwaltungs- oder Sondernutzungs-

gebühren oder Kosten der Verwaltungsvollstreckung nicht gezahlt oder Pflichten aus 

diesen Genehmigungen nicht oder verspätet erfüllt hat. 

 

 

§ 6 

Pflichten des Sondernutzers 

 

(1) Der Sondernutzer hat die Sondernutzungsanlagen nach den gesetzlichen 

Vorschriften und den anerkannten Regeln der Technik zu errichten und zu 

unterhalten.  

 

(2) Die öffentliche Nutzung darf durch die Sondernutzung nicht mehr als nach den 

Umständen unvermeidbar beeinträchtigt werden.  

 

 

 

 



 

(3) Erlischt die Sondernutzungsgenehmigung durch Ablauf oder Widerruf, hat der Nutzer 

unverzüglich die Sondernutzung einzustellen, alle von ihm erstellten Einrichtungen 

und die zur Sondernutzung verwendeten Gegenstände zu entfernen und den 

ordnungsgemäßen Zustand der Anlage auf seine Kosten wieder herzustellen. Die 

Hansestadt Stendal kann gegenüber dem Nutzer bestimmen, in welcher Weise dies 

zu geschehen hat. 

 

(4) Infolge der Sondernutzung entstandene Abfälle sind durch den Sondernutzer 

einzusammeln und einer geordneten Entsorgung zuzuführen. Es ist nicht zulässig, 

diese Abfälle in den öffentlichen Abfallbehältern zu entsorgen. 

 

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend, wenn eine Sondernutzung ohne 

Genehmigung ausgeübt wird. 

 

(6) Vor Beginn und nach Beendigung der Sondernutzung wird durch die Hansestadt 

Stendal ein Übergabe-/Übernahmeprotokoll angefertigt. 

 

 

§ 7 

Haftung und Sicherheiten 

(1) Der Nutzer haftet für alle Schäden, die durch die Sondernutzung entstehen. Er hat 

die Hansestadt Stendal von allen Ansprüchen Dritter freizustellen, die sich aus der 

Sondernutzung ergeben. 

 

(2) Der Nutzer hat alle durch die Sondernutzung zusätzlich entstehenden Kosten zu 

ersetzen. Hierfür kann die Hansestadt Stendal angemessene Vorschüsse und 

Sicherheiten (z.B. Kaution, Bankbürgschaft) in Höhe der zu erwartenden Kosten 

verlangen. Zu ersetzen sind die tatsächlich angefallenen Kosten auch über die 

Sicherheiten hinaus. 

 

(3) Der Nutzer haftet gegenüber der Hansestadt Stendal für die Verkehrssicherheit der 

angebrachten oder aufgestellten Sondernutzungsanlagen und Gegenstände. 

 

(4) Mehrere Nutzer haften als Gesamtschuldner für Schäden, die der Hansestadt 

Stendal aus der Sondernutzung entstehen. Die Haftung gegenüber Dritten richtet sich 

nach den gesetzlichen Bestimmungen.  

 

(5) Die Hansestadt Stendal haftet gegenüber dem Nutzer nicht für Schäden an den von 

ihm errichteten Anlagen oder Einrichtungen oder an den von ihm angebrachten oder 

aufgestellten Gegenständen, sofern ihr nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 

Last fällt. 

 

(6) Bei Widerruf der Genehmigung oder bei Änderung der tatsächlichen Beschaffenheit 

oder der rechtlichen Eigenschaften der Grünanlagen durch Sperrung oder Änderung 

besteht kein Ersatzanspruch gegen die Hansestadt Stendal. 

 

 

 



 

§ 8 

Erhebung von Gebühren 

 

Für die Inanspruchnahme der Sondernutzung oder die Versagung einer 

Sondernutzungsgenehmigung werden Gebühren nach Maßgabe der Grünanlagengebühren-

satzung der Hansestadt Stendal erhoben. Die Pflicht des Nutzers zur Wiederherstellung der 

Fläche bleibt davon unberührt. 

 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Abs. 6 des Kommunalverfassungsgesetzes des 

Landes Sachsen-Anhalt handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 3 Abs. 1 S. 3 andere Grünanlagenbesucher gefährdet oder 

unzumutbar  stört, 

2. entgegen § 3 Abs. 2 

a) die Spielplätze und Freizeitsportanlagen außerhalb der Nutzungszeiten nutzt, 

b) alkoholische Getränke oder sonstige berauschende Mittel auf Spielplätzen 

und Freizeitsportanlagen mitbringt oder konsumiert, 

c) Glasbehältnisse auf Spielplätzen und Freizeitsportanlagen mitbringt oder 

gebraucht, 

d) auf Spielplätzen und Freizeitsportanlagen raucht oder Tabakwaren oder Teile 

davon wegwirft, 

3. entgegen § 4 Abs. 2 eine Sondernutzung ohne Genehmigung betreibt, 

4. entgegen § 6 Abs. 1 die Sondernutzungsanlagen nicht nach den gesetzlichen 

Vorschriften und den anerkannten Regeln der Technik errichtet und unterhält, 

5. entgegen § 6 Abs. 2 als Sondernutzer die öffentliche Nutzung mehr als nach den 

Umständen vermeidbar beeinträchtigt, 

6. entgegen § 6 Abs. 3 die zur Sondernutzung erstellten Einrichtungen und 

Gegenstände nicht entfernt und den ordnungsgemäßen Zustand der Anlage nach 

Erlöschen der Sondernutzungsgenehmigung nicht wieder herstellt, 

7. entgegen § 6 Abs. 4 als Sondernutzer die infolge der Sondernutzung 

entstandenen Abfälle nicht einsammelt und einer geordneten Entsorgung zuführt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet 

werden. 

 

 

§ 10 

Gleichstellungsklausel 

 

Die Funktions- und Personenbezeichnungen gelten jeweils in ihrer weiblichen und 

männlichen Form. 

 

 

 

 

 



 

§ 11 

In-Kraft-Treten 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 

Stendal in Kraft. 

 

 

Hansestadt Stendal, den 

 

 

Klaus Schmotz 

Oberbürgermeister 

 

 

 

 


